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Legitimer und illegitimer Dissens 
Zu einem aktuellen Problem 
der Wissenschaft(sforschung)

 Alexander Bogner (Wien, Österreich)

Zusammenfassung
In vielen zäh verlaufenden Kontroversen, etwa um den Klimawandel, die grüne Gentechnik oder das Impfen, gilt 
dauerhafter Dissens in Form (pseudo-)wissenschaftlicher Gegenexpertise als zentrales Hindernis auf dem Weg zu einer 
fortschrittlichen Politik. Es häufen sich daher in der Wissenschaftsforschung die Versuche, Kriterien für die Unterschei-
dung zwischen legitimem und illegitimem Dissens zu finden, um auf diese Weise lästige und unproduktive Auseinan-
dersetzungen mit normativ unliebsamen Gegenstimmen wirkungsvoll beenden zu können. In diesem Kontext haben 
sich inzwischen drei Argumentationslinien etabliert: Eine erste Variante setzt auf Metaexpertise, d. h., interdisziplinär 
zusammengesetzte Expertengremien sollen über die Grenze zwischen relevanten und irrelevanten Wissensansprüchen 
bestimmen. Eine zweite Variante setzt auf Partizipation, d. h., kleine Gruppen gut informierter Bürger sollen darüber 
urteilen, ob ein bestimmter Dissens öffentliche Aufmerksamkeit verdient oder nicht. Eine dritte Variante verwirft die 
Suche nach eindeutigen Kriterien und plädiert dafür, das Vertrauen in die Wissenschaft zu stärken, um illegitimem Dis-
sens die Resonanzgrundlage zu entziehen. Allen drei Varianten ist gemeinsam, dass sie an eine große, generalisierbare 
Lösung glauben. Konstruktives Dissensmanagement jedoch, so die Kernthese dieses Artikels, sollte nicht auf der Ebene 
des Wissens stehen bleiben und nur die epistemische Qualität von Tatsachenbehauptungen kritisch prüfen. Vielmehr gilt 
es, die normativen Prämissen der Kontrahenten, also die normativen Quellen ihrer spezifischen Ontologie und Metho-
dologie, zu rekonstruieren, um lästigen oder ärgerlichen Dissens wirkungsvoll entkräften zu können.

Abstract
In many tenacious controversies, such as climate change, genetic engineering or vaccination, permanent dissent in 
the form of (pseudo)scientific counter-expertise is considered a central obstacle on the way to progressive politics. 
For this reason, attempts to find criteria for differentiating between legitimate and illegitimate dissent are becom-
ing increasingly common in science and technology studies, in order to effectively end annoying and unproductive 
disputes with normatively disagreeable dissenting voices. In this context, three lines of argumentation have now 
become established: A first variant relies on meta-expertise, i.e., interdisciplinary panels of experts should determine 
the boundary between relevant and irrelevant knowledge claims. A second variant relies on participation, i.e., small 
groups of well-informed citizens should judge whether a particular dissent deserves public attention or not. A third 
variant rejects the search for unambiguous criteria and advocates strengthening trust in science in order to remove the 
basis for resonance from illegitimate dissent. What all three variants have in common is that they believe in a defini-
tive, generalizable solution. Constructive dissent management, however, according to the core thesis of this article, 
should not stop at the level of knowledge and only critically examine the epistemic quality of knowledge claims. 
Rather, it is necessary to reveal the normative premises of the opponents, i.e., the normative sources of their specific 
ontology and methodology, in order to effectively invalidate cumbersome dissent.

1. Einleitung

Derzeit modische Begriffe wie „Post-Wahrheit“ oder „postfaktische Konstellation“ bringen 
in erster Linie ein weit verbreitetes Unbehagen an Interpretationen bzw. Wahrheitsbehaup-
tungen zum Ausdruck, die in scharfem Kontrast zur gut begründeten Mehrheitsmeinung 
relevanter Expertenzirkel stehen bzw. den real existierenden Expertenkonsens in wichtigen 
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Streitfragen ignorieren. Paradigmatisch dafür ist die zähe Kontroverse um den Klimawandel: 
In diesem Streit, in dem immer auch um das bessere Wissen gerungen wird (Ist die globale 
Erwärmung menschengemacht? Wie hoch wird der Temperaturanstieg in den nächsten Deka-
den sein?), gilt grundlegender Dissens oft als strategisches Instrument einflussreicher Interes-
sengruppen, die künstlich Zweifel säen, um eine fortschrittliche Politik zu verhindern. Es gibt 
diesbezüglich auch historische Beispiele, etwa die Kontroversen um die Kanzerogenität des 
Rauchens oder um die Existenz des Ozonlochs (Oreskes und Conway 2010). In all diesen 
Fällen war und ist nicht immer leicht zu entscheiden, welchen Dissens die Wissenschaft als 
ernsthafte Herausforderung verstehen muss – und welcher Dissens nur Teil einer politischen 
Strategie ist, um unliebsame politische Entscheidungen zu verhindern oder zu verzögern.

Für die Wissenschaft geht es in diesen und ähnlichen Kontroversen (etwa um das Impfen, 
um die Ursache von AIDS oder die Gefährlichkeit des Coronavirus) letztlich um die Frage 
nach der Grenze zwischen ernstzunehmender Dissidenz und bloßer Verschwörungstheorie, 
produktiven Wissenskonflikten und strategisch motivierten Pseudokontroversen bzw. „Fake 
Controversies“ (Hansson 2017). Es geht, mit anderen Worten, um die Unterscheidung zwi-
schen legitimem und illegitimem Dissens.1 Diese Unterscheidung ist wichtig, weil Experten-
dissens geeignet erscheint, die Leistungsfähigkeit der Wissenschaft öffentlich in Zweifel zu 
ziehen (Carrier 2017), und die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit rein strategischem 
Dissens außerdem unnötig Ressourcen bindet.

In diesem Beitrag werden drei Modelle vorgestellt, die innerhalb der Wissenschaftsphi-
losophie zum Umgang mit unliebsamem bzw. illegitimem Dissens entwickelt wurden. Al-
len drei Varianten ist gemeinsam, dass sie an eine große, generalisierbare Lösung glauben. 
Konstruktives Dissensmanagement jedoch, so die Kernthese dieses Artikels, sollte nicht auf 
der Ebene des Wissens stehen bleiben und nur die epistemische Qualität von Tatsachenbe-
hauptungen kritisch prüfen. Vielmehr gilt es, die normativen Prämissen der Konfliktparteien, 
also die normativen Quellen ihrer spezifischen Ontologie und Methodologie, zu rekonstru-
ieren, um lästigen oder ärgerlichen Dissens wirkungsvoll entkräften zu können. Zur Entfal-
tung dieser Argumentation wird zunächst daran erinnert, dass die Wissenschaft – ähnlich 
wie die liberale Demokratie – von einer grundlegenden Wertschätzung des Dissenses ge-
tragen ist (Abschnitt 2). Anschließend wird die Unzulänglichkeit aktueller Praktiken und 
Strategien aufgezeigt, die seitens der Wissenschaft zur Abwehr unliebsamen Dissenses an-
gewendet werden (Abschnitt 3). Um nachvollziehbar zu machen, wann Dissens überhaupt 
zum Politikum wird, folgt eine analytische Unterscheidung zwischen der epistemischen und 
normativen Bezugsebene von Dissens (Abschnitt 4). Im Anschluss werden elaborierte Mo-
delle zur Bestimmung (il-)legitimen Dissenses vorgestellt, die in jüngerer Zeit innerhalb der 
Wissenschaftsforschung entwickelt wurden (Abschnitt 5). Abschließend werden auf Basis 
einer Kritik dieser Modelle Konturen eines konstruktiven Dissensmanagements skizziert, in 

1 Der Begriff des „(il-)legitimen“ Dissenses fokussiert auf die in moralischer Hinsicht als (un-)problematisch be-
werteten Folgewirkungen (pseudo-)wissenschaftlicher Gegenpositionen. Mit illegitimem Dissens haben wir es im 
Extremfall dort zu tun, wo durch Tatsachenleugnung Menschenrechtsverbrechen verharmlost (wie im Fall des Ho-
locaust) oder wissentlich Menschenleben aufs Spiel gesetzt werden. Letzteres geschah beispielsweise im Rahmen 
der südafrikanischen AIDS-Politik unter dem Präsidenten Thabo Mbeki (*1942). Unter seiner Regentschaft, die 
von 1999 bis 2008 andauerte, führte die Ablehnung des Antiretroviren-Programms der World Health Organization 
(WHO) zur Tragödie. Weil Mbeki die westliche Medizin (nicht ganz ohne Grund) als Verbündete einer rassisti-
schen Politik fürchtete und daher gerne auf die Stimmen prominenter AIDS-Leugner wie des Berkeley-Virologen 
Peter Duesberg (*1936) hörte, war er letztlich für den vorzeitigen Tod von rund 330 000 Menschen verantwort-
lich, die mithilfe der AIDS-Medikamente überlebt hätten (Nattrass 2011).
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dessen Mittelpunkt die (selbstkritische) Analyse der normativen Quellen des Dissenses steht 
(Abschnitt 6). Am Ende steht ein Fazit, das die Bedeutung eines konstruktiven Dissensma-
nagements vor dem Hintergrund einer erstarkenden Leugnerbewegung (Science Denialism) 
hervorhebt (Abschnitt 7).

2. Die Wertschätzung des Dissenses

Die Nähe der modernen Wissenschaft zur liberalen Demokratie ist oft bemerkt worden (Mer-
ton 1973, Ezrahi 1990). Gerade in ihrer gemeinsamen Hochachtung gegenüber dem Dis-
sens wird diese Nähe deutlich. Die liberale Demokratie ist von der Überzeugung getragen, 
dass die Institutionalisierung eines freien Meinungswettbewerbs zur Mäßigung der Debattie-
renden und damit zur Rationalisierung politischer Debatten beiträgt. Dahinter steht die Ideo-
logie, dass die ideologiefreie politische Mitte die Vernunft repräsentiert. Diese Gedankenfigur 
gehört zur Basisausstattung des klassischen Liberalismus, und Philosophen wie John Stuart 
Mill (1806 –1873) haben stets darauf hingewiesen, dass es keine echte Wahrheit ohne die 
Herausforderung durch Gegenstimmen und Dissens geben könne.2 Die Wissenschaft fördert 
darum die Artikulation von Kritik und Widerspruch auf allen Ebenen, weil sie sich durch die 
konstruktive Auseinandersetzung mit dem Dissens Qualifizierungseffekte verspricht: solide 
begründete Behauptungen, robustere Erkenntnisse, besseres Wissen.

Die moderne Wissenschaft entwickelt sich bald zur Entfesselungskünstlerin des Dis-
senses. In Seminaren und auf Konferenzen, bei Forschungsanträgen und Publikationen wird 
die Kollegenschaft aktiv zur Kritik eingeladen. Der Dissens ist für die Wissenschaft zum 
einen in kognitiver Hinsicht von großer Bedeutung, und zwar weil er die Begründungslasten 
erhöht und vor Dogmatismus bewahrt. Er ist aber auch in sozialer Hinsicht konstitutiv: Nur 
der Dissens garantiert das Fortdauern des Systems Wissenschaft. Schließlich sorgt er dafür, 
dass der Kommunikationsfluss nicht abreißt. Großflächiger Konsens ist nicht nur langweilig, 
sondern gefährdet außerdem den Bestand des Systems. „Das Spiel Wissenschaft hat grund-
sätzlich kein Ende“, so Karl Popper (1902–1994). „Wer eines Tages beschließt, die wissen-
schaftlichen Sätze nicht weiter zu überprüfen, sondern sie etwa als endgültig verifiziert zu 
betrachten, der tritt aus dem Spiel aus.“3 Wer auf dauerhaften Konsens hofft, mit anderen 
Worten, der hat die Logik der Forschung nicht verstanden. Die eigentümliche Dynamik des 
wissenschaftlichen Fortschritts verdankt sich nicht der zunehmenden Anhäufung unbezwei-
felbarer Wahrheiten, sondern vielmehr der andauernden Überarbeitung zu kurz greifender 
Erklärungen. Das realistische Ziel dieses Entwicklungsprozesses ist nicht die absolute Wahr-
heit, sondern der bessere Irrtum. Wissenschaft ist kompetitiv, kritisch und stets im Fluss. Sie 
ist niemals abgeschlossen und damit im Wortsinne ein Projekt.

Nicht der Dissens ist also für die Wissenschaft zunächst einmal das Problem. Erklärungs-
bedarf entsteht vielmehr dann, wenn in einem hochdynamischen Forschungsfeld weitreichen-
der Konsens herrscht. Manchmal lässt dies sogar den Verdacht der Manipulation aufkommen, 
so wie im Fall von Climategate.4 Zur Erinnerung: Die Computerserver der Klimaforscher von 
der University of East Anglia (Großbritannien) waren 2009 gehackt und ihre Mails veröffent-

2 Mill 1974, S. 57.
3 Popper 1971, S. 26.
4 Vgl. Beck 2012.
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licht worden. Die Attacke verdankte sich der Vermutung, dass die Klimaforscher kritische 
Stimmen gezielt marginalisieren und aus strategischen Gründen ein absichtlich verdüstertes 
Bild der Klimaentwicklung zeichnen würden. Im Zuge der Aufklärung dieser Affäre wur-
den die Forscher vom Verdacht des Verstoßes gegen die Regeln guter Wissenschaft entlastet. 
Gleichzeitig wurde deutlich, in welchem Ausmaß sich die Wissenschaftler weltweit auf eine 
konsensuelle Interpretation der teilweise uneindeutigen Datenlage verständigt hatten, um un-
liebsamem Dissens (in Gestalt der Klimawandelleugner) die Spitze zu nehmen.

Gleichzeitig wird Dissens in der Wissenschaft keineswegs als Selbstzweck geschätzt. Viel-
mehr gilt Dissens als ein zwar notwendiges, aber überwindungsbedürftiges Durchgangsstadium 
auf dem Weg zu (vorläufiger) Wahrheit und weitgehendem Konsens. Die Konsenserwartung 
bezieht sich dabei zum einen auf die Mikroebene der wahren Aussagen. Zum anderen spielt 
Konsens – wenngleich in eher impliziter Form – auf der Mesoebene eine Rolle, und zwar mit 
Blick auf die Herausbildung und Stabilisierung einer disziplinären Scientific Community. Vo-
raussetzung jeder Normalwissenschaft, so Thomas Kuhn (1922–1996), sei die Verständigung 
der Fachgemeinde auf eine gemeinsame forschungsleitende Perspektive, auf ein Paradigma, 
an dem sich die einzelnen Forschungsbemühungen wie Eisenpfeilspäne an einem Magneten 
ausrichten (Kuhn 1976). Radikaler Dissens, der diesen gemeinsamen Referenzrahmen trans-
zendiert, führt zu Krisen und auf mittlere Sicht zu einer grundlegenden Neuorientierung, die mit 
der Etablierung eines neuen Paradigmas quasi konsensuelle Zustimmung findet. Das heißt, erst 
die breite Übereinstimmung innerhalb der Fachgemeinde führt zu einer fruchtbaren Aneignung 
und Anwendung der revolutionären Ideen. Und selbst auf der Makroebene – der Wissenschaft 
als umfassendem Sozialsystem zur Herstellung neuen Wissens – artikuliert sich manchmal ein 
unbedingter Wille zum Konsens, beispielsweise in der Programmatik des Wiener Kreises zur 
Herstellung einer Einheitswissenschaft. Der Wiener Kreis konnte sich eine moderne, antime-
taphysisch gestimmte Wissenschaft nur als ein auf die Prinzipien des logischen Empirismus 
verpflichtetes Unternehmen vorstellen (Neurath 1935). Dieses – an der Physik orientierte – 
Analyse- und Forschungsmodell sollte die Grenzen legitimer Wissenschaft bestimmen und da-
mit den ewigen Streit zwischen den Denksystemen ein für alle Mal beenden.

Die Verwirrung, die durch Postmoderne und Konstruktivismus ausgelöst wurde, geht 
nicht zuletzt darauf zurück, dass der Dissens von vielen nicht länger als ein Durchgangssta-
dium verstanden wurde. Das aufregende Ziel der postmodernen Denker bestand letztlich in 
der Relativierung des (natur-)wissenschaftlichen Referenzrahmens.5 Was in der oberfläch-
lichen Rezeption schnell als Kampf gegen die Fakten wahrgenommen wurde, war in Wirk-
lichkeit der Versuch, die mithilfe eines wissenschaftlichen Referenzrahmens buchstäblich 
fest-gestellte Faktenwelt – die Welt der Elementarteilchen, Mikroben und Naturgesetze – als 
Resultat eines Herstellungsprozesses und damit als prinzipiell revidierbare Konvention zu 
verstehen. Der Ruf nach epistemischer Gerechtigkeit schloss die Option ein, die materielle 
und ideelle Zusammensetzung der Welt nach Maßgabe gemeinsamer Verständigung neu zu 
verhandeln (Latour 2001). Das radikale Lob der Differenz diente dem Projekt, eine wirklich 
offene, also von den epistemischen Zwängen des Rationalismus befreite Gesellschaft zu rea-
lisieren. Dissens, und zwar Dissens aller Art, erhielt auf diese Weise einen Eigenwert.

5 Greifbar wird dies bereits in Lyotards (1924 –1998) Aufforderung, die Heterogenität der Sprachspiele nicht durch 
Orientierung am Konsens zu unterschlagen. Nur die Überwindung des alten Geists der Wissenschaft, der auf 
Eindeutigkeit, Wahrheit und Kontrolle gerichtet war, befähige uns, „das Inkommensurable zu ertragen“ (Lyotard 
1994, S. 16).
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3. Trotzpositivismus & Co: Der Kampf gegen unliebsamen Dissens

Die voraussetzungslose Affirmation des Dissenses kann heute – anders als zu Mills Zeiten – 
nicht mehr automatisch als ein politisch progressives Projekt gelten. Dies wird am Beispiel 
von Steve Fullers (*1959) Interpretation des Science Denialism deutlich (Fuller 2018). 
Unter Science Denialism ist eine globale Bewegung zu verstehen, die die fundamentale In-
fragestellung weithin anerkannter wissenschaftlicher Erkenntnisse betreibt. Bekannte Argu-
mentationen lauten, dass der Klimawandel ein wissenschaftlicher Mythos sei, dass AIDS 
nichts mit HIV zu tun habe oder dass SARS-CoV-2 nur ein harmloses Grippevirus sei. In den 
Vereinigten Staaten hat die Leugnung gesicherten Wissens extreme Formen angenommen, 
aber die Skepsis gegenüber dem wissenschaftlich Erwiesenen ist längst auch hierzulande 
verbreitet. So hat jede(r) vierte Deutsche Zweifel an der Evolutionstheorie oder lehnt sie 
sogar ab. Jede(r) Dritte glaubt, dass Impfungen Kindern Schaden zufügen, oder ist zumindest 
unsicher über den Nutzen von Impfungen (Wissenschaft im Dialog 2017).

Weil Fuller nun davon ausgeht, dass das bessere Wissen der Wissenschaft nur Resultat 
eines Machtspiels ist, versteht er die Klimawandelleugner, den Kreationismus und die Lehre 
vom Intelligent Design als eine Form echter Aufklärung. Schließlich artikuliert sich in diesen 
Ideologien eine Fundamentalskepsis gegenüber wissenschaftlichen Faktenbehauptungen und 
akademischem Expertentum. Das heißt, indem er die Legitimität jeder Form von Dissens 
kritiklos voraussetzt, kann er sämtliche Initiativen zur Entzauberung der Wissenschaft ernst-
haft als demokratischen Fortschritt feiern. Science Denial als Demokratisierung der Wissen-
schaft – das kann nicht überzeugen.

Genau so wenig überzeugend erscheinen allerdings auch Versuche aus den Reihen der 
Wissenschaft, die Autorität der Wissenschaft mittels demonstrativen Konsenses zu vertei-
digen. In aktivistischer Form erfolgte dies anlässlich des von der Wissenschaft initiierten 
March for Science. Im Frühjahr 2017 demonstrierten rund eine Million Menschen weltweit 
für die Unabhängigkeit und den Nutzen der Wissenschaft. Diese Protestmärsche fanden 
zentral in Washington und 600 Städten weltweit statt. In den Jahren 2018 und 2019 gab es 
Neuauflagen dieser Proteste, wenngleich das öffentliche Interesse deutlich nachließ. Auch 
wenn die Budgetkürzungen bei den US-amerikanischen National Institutes of Health sowie 
in der Klimaforschung wichtige Aufhänger waren: Die Sorge der Wissenschaft bezog sich 
weniger auf konkrete Budget- und Finanzierungsdefizite, sondern vielmehr auf alarmierende 
Anzeichen eines neuen Anti-Rationalismus. Man protestierte für evidenzbasierte Politik und 
gegen den politischen Versuch, den weitreichenden Expertenkonsens in der Klimaforschung 
zu relativieren. In Berlin, Köln und München skandierten Forscher, Bürger und Politiker 
gemeinsam: „Zu den Fakten gibt es keine Alternative“ (Zinkant 2017). „Die Wissenschaft 
hat die Fakten“, war auf den Transparenten der Demonstranten zu lesen. Oder: „Das Schöne 
an der Wissenschaft ist, dass sie die Wahrheit hat, ob Sie es glauben oder nicht.“ Das heißt, 
in einer Art Trotzpositivismus beharrten die demonstrierenden Forscherinnen und Forscher 
darauf, dass sie die – alternativlosen – Fakten hätten und die Öffentlichkeit der Wissenschaft 
daher vertrauen solle.

In der Wissenschaft selbst spielt demonstrative Konsenspolitik vor allem im Klimabereich 
eine große Rolle. Diese Konsenspolitik ist nicht nur durch Praktiken und Strategien aus dem 
engeren Kreis der Klimaforschung getragen, sondern wird zusätzlich durch das unterstützt, 
was man empirische Konsensforschung nennen könnte. Das Ziel dieser Forschung besteht 
darin, die Stärke des Expertenkonsenses in der Frage des anthropogenen Klimawandels in 
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Zahlen darzustellen. Der Verweis auf weitreichenden Expertenkonsens soll die Politik zu ent-
sprechenden Reformen bewegen. Startpunkt dieser quantitativen Konsensforschung war eine 
Science-Publikation im Jahr 2004 (Oreskes 2004). Mittlerweile hat die Publikation von John 
Cook et al. (2013) Referenzcharakter. Sie beziffert das Ausmaß des Expertenkonsenses zur 
Frage des Klimawandels auf 97 %. Das heißt, 97 % aller hochrangig begutachteten Artikel aus 
der Klimawissenschaft, die eine Position zur globalen Frage des Klimawandels einnehmen, 
bringen explizit oder implizit zum Ausdruck, dass dieser menschengemacht ist. Empirische 
Basis ist die Auswertung von knapp 12 000 Abstracts im Zeitraum von 1991 bis 2011, wobei 
über 4000 Abstracts konkret zu diesem Thema Stellung nehmen.

Die Gegenseite lässt natürlich nicht locker und fragt: Welcher Expertenbegriff liegt der 
repräsentativen Stichprobe zugrunde? Sind nur Forscher berücksichtigt, die aktiv in hoch-
rangigen Zeitschriften publizieren oder auch andere? Wie werden narrative Aussagen zum 
Klimawandel aus den Kurzzusammenfassungen der Artikel in die Ja/Nein-Logik des Kon-
sensproblems übersetzt? Wie lassen sich Autoren interpretieren, die gar nicht explizit zum 
Klimawandel Stellung nehmen? Versteckt sich dahinter Skepsis oder verrät schon deren Pro-
blemstellung eine positive Identifikation mit der Klimawandelthese? Richard Tol (*1969) 
zum Beispiel, Klimaökonom und zeitweiliges Mitglied des Weltklimarats (IPCC), bewertet 
in seiner Metaanalyse der empirischen Konsensstudien eine fehlende Positionierung zum 
Klimawandel als Nicht-Zustimmung zur Klimawandelthese und rechnet damit das Ausmaß 
des Expertenkonsenses auf rund 30 % herunter (Tol 2016). So geht der Streit hin und her 
und verliert sich recht bald in methodologischen Details. Am Ende bestätigt sich eine alte 
Annahme der Wissenschaftsforschung: Mehr Forschung führt zu einer Differenzierung des 
Problems, erzeugt also mehr Nachfragen und damit am Ende mehr Unsicherheit – und mehr 
Konflikte, die man mithilfe der Konsenspolitik ja eigentlich beenden wollte.

Konsenspolitik weist noch eine Reihe anderer Risiken und Probleme auf. Erstens: Sie 
unterstellt ein lineares Modell der Politikberatung (Speaking Truth to Power). Es wird so 
getan, als sei alles gesagt, wenn die Wissenschaft gesprochen hat, gerade im Klimabereich. 
Wäre dies tatsächlich der Fall, hätten wir es auf politischer Ebene mit einer Art Expertokratie 
in Grün zu tun. Zweitens: Die Abstraktionsebene, auf die sich der Expertenkonsens bezieht, 
ist nicht immer unmittelbar politisch relevant. Schließlich müssen globale Zielsetzungen in 
lokale Politik übersetzt werden. Der allgemeine Wunsch, das Klima zu retten, kollidiert mit 
konkreten Interessen, wenn es beispielsweise um den Transport alternativ erzeugter Energie 
geht. Im politischen Alltag dreht sich der Streit weniger um die Glaubwürdigkeit der Kli-
mawandelthese als vielmehr um die konkrete Route der Hochleistungstrassen quer durch 
die Republik.6 Drittens: Konsenspolitik läuft immer Gefahr, notwendige Differenzierungen 
und diskussionsbedürftige Aspekte zu unterschlagen, um nicht dem Gegner eine offene Flan-
ke zu bieten. Die epistemische Qualität des Konsenses, mit anderen Worten, wird nicht auf 
den Prüfstand gestellt. Doch gerade im Klimabereich beruht Expertise über viele komplexe 
Phänomene nicht allein auf kanonischem Wissen, sondern ebenso auf Modellen, Szenarien 
und Extrapolationen. Die damit verbundenen Unsicherheiten müssen zum Ansatzpunkt für 
eine offene Auseinandersetzung mit seriösen wissenschaftlichen Gegenpositionen werden. 

6 Dazu halten Autoren aus den Reihen der Wissenschaftsforschung, die keineswegs Klimawandelleugner sind, fest: 
„Centering on consensus about climate science in public debates does little to resolve the most pressing questions 
in climate policy design and implementation. Instead, it distracts attention away from important practical challen-
ges that highlight the need to negotiate between different scales of concern and action rather than box them into a 
linear relationship between scientific consensus and political action.“ (Pearce et al. 2017, S. 727.)
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Schließlich ist nur jener Konsens für die Auseinandersetzung mit politischen oder ideolo-
gischen Kontrahenten tauglich, der sich der offenen Auseinandersetzung mit dem Dissens 
verdankt. Doch welcher Dissens verdient es, wissenschaftlich ernst genommen zu werden?

4. Dissens und Dissidenz

Um diese Frage zu beantworten, sollten wir uns vergegenwärtigen, unter welchen Bedingun-
gen Dissens eine Routineangelegenheit für den Wissenschaftsbetrieb bleibt und wann er zu 
einem skandalisierungsfähigen Problem wird. Zunächst: Der Begriff des Dissenses ist nicht 
einfach gleichbedeutend mit „Abweichung“ oder „Widerspruch“. Gemeint ist vielmehr die 
Opposition zu einem Standpunkt, der innerhalb einer Fachgemeinschaft oder eines Experten-
zirkels breit geteilt wird. Mit dem Begriff des Dissenses verbindet sich also die Vorstellung 
einer spezifischen Ordnung des Diskurses. Die Rede vom Dissens markiert eine klare Diffe-
renz zwischen einer Mehrheits- und der Außenseiter-Position. Die Außenseiter-Position kann 
gut oder schlecht begründet sein, einen stichhaltigen oder weniger stichhaltigen Einwand 
formulieren, kurzum: als funktional oder dysfunktional für den wissenschaftlichen Erkennt-
nisfortschritt gelten. Man kann eine solche abweichende Position dementsprechend als „(un-)
produktiven“ oder „(ir-)relevanten“ Dissens bezeichnen. Ein derartiger Dissens provoziert in 
aller Regel keine größeren Konflikte, sofern er sich innerhalb eines bestimmten disziplinären 
Relevanzrahmens, innerhalb eines etablierten Paradigmas usw. bewegt. Er beschränkt sich, 
so könnte man sagen, auf die epistemische Ebene – aber nicht deshalb, weil an diesem Dis-
sens nichts Normatives wäre, sondern weil die normativen Bezugspunkte in der intellektuel-
len Auseinandersetzung nicht mitthematisiert werden müssen.

Dissens wird hingegen als Dissidenz wahrgenommen, wenn die normativen Bezugspunk-
te (pseudo-)wissenschaftlicher Gegenpositionen in den Blick geraten. Dies passiert zum Bei-
spiel dann, wenn forschungsfeldspezifische Standards (Paradigmen) oder sogar gesicherte 
wissenschaftliche Erkenntnisse (Fakten) in Frage gestellt werden. Ein Beispiel für letzteren 
Aspekt bietet das bereits erwähnte Phänomen des Science Denialism, also einer globalen 
Leugnerbewegung, die mit Blick auf Klima, Impfen oder Corona grundlegende wissenschaft-
liche Einsichten bekämpft.7 Öffentliche Sichtbarkeit erreicht diese Bewegung deswegen, weil 
sie mittels ihrer Wissenspolitik allgemein als hochrangig anerkannte Werte in Gefahr bringt 
(z. B. Gesundheit, Demokratie, Biodiversität). Ein Beispiel für den erstgenannten Aspekt 
(Infragestellung methodologischer Standards) bietet der Streit um die grüne Gentechnik: In 
Anlehnung an das Vorsorgeprinzip votieren die Technikgegner für Evidenzbildungsprakti-
ken, die teilweise in Widerspruch zu einer streng quantifizierenden Risikoforschung stehen 
(Bogner und Torgersen 2018). Das heißt, aus politischen oder normativen Beweggründen 
wird hier ein abweichendes Wissenschaftsideal vertreten.

Der Begriff des „(il-)legitimen“ Dissenses rückt diese normative Bezugsebene in den Vor-
dergrund. Er bringt zum Ausdruck, dass in dem betreffenden Wissensstreit etwas Grundsätzli-
ches auf dem Spiel steht; dass ein Dissens, der sich auf der epistemischen Ebene äußert, mit 
einem Konflikt der Weltbilder, Werte und Interessen verknüpft ist. Die Rede vom (il-)legitimen 
Dissens impliziert also, dass man es mit einem Dissens zu tun hat, dessen normative Bezüge 
zum Thema werden sollten, auch wenn dieser Dissens sich auf epistemischer Ebene artikuliert 

7 Vgl. McIntyre 2018.
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bzw. eine Kontroverse auslöst, die sich auf die Frage nach dem besseren Wissen beschränkt. 
Diese enge Verquickung zwischen epistemischer und normativer Ebene lässt sich an einem ak-
tuellen Beispiel darstellen, nämlich der Rolle wissenschaftlicher Expertise in der Coronakrise.

Anfang Dezember 2020 veröffentlichte die Leopoldina eine siebte Ad-hoc-Stellungnahme8 
zur Coronavirus-Pandemie. Die 34-köpfige Arbeitsgruppe votierte einstimmig für einen harten 
Lockdown über die Weihnachtstage und befand sich damit in Übereinstimmung mit der Regie-
rungslinie. Aus den Reihen der Wissenschaftsforschung wurde der Vorwurf laut, dass es sich hier 
gar nicht um wissenschaftliche Expertise im strengen Sinne handele (erkennbar an politischer 
Ergebnisoffenheit), sondern um einen klaren politischen Appell (Hirschi 2021). Schließlich sei es 
unplausibel, dass sich ein multidisziplinäres Gremium von 34 Fachleuten auf eine einzige Lesart 
der verfügbaren relevanten Daten, Studien und Modelle verständigen könne – sofern es nicht nach 
politischem Kalkül zusammengesetzt ist. Die Leopoldina, so der zentrale Vorwurf, habe also ihre 
wissenschaftliche Autorität missbraucht, um mittels einer einstimmig formulierten Stellungnahme 
einen politischen Sachzwang zu kon struieren. In unserem Zusammenhang ist nun interessant, dass 
im Kontext dieses autoritativen Expertenkonsenses wissenschaftliche Gegenstimmen nicht nur als 
sachlich falsch, sondern auch als politisch unverantwortlich erscheinen. Schließlich muss jemand 
politische Gründe haben, um gegen die Leopoldina – also gewissermaßen gegen die Wahrheit – zu 
opponieren, so die zwangsläufige Schlussfolgerung. Dissens wird auf diese Weise zu Dissidenz.

Ein anderes Beispiel aus dem innerwissenschaftlichen Streit um die richtige Strategie 
gegen die Corona-Pandemie: Im Oktober 2020 verfassten drei Gelehrte, die an hochrangigen 
britischen bzw. US-Universitäten arbeiten, in Great Barrington (Massachusetts) eine Dekla-
ration, die die Pandemie-Politiker zum Umdenken aufrief.9 Die Lockdown-Politik, so heißt 
es dort, trage mittelfristig zu einer Verschlechterung der öffentlichen Gesundheit und einer 
Verschärfung der sozialen Ungleichheit bei. Empfohlen wird stattdessen die Strategie des ge-
zielten Schutzes („focused protection“): Der Großteil aller Menschen soll ein normales Leben 
führen, damit sich durch natürliche Infektion eine Herdenimmunität herstellt. Risikopersonen 
hingegen sollen vorerst isoliert werden.

„This is a dangerous fallacy unsupported by scientific evidence“, urteilten die Verfasser 
eines Gegen-Memorandums, das in der medizinischen Fachzeitschrift The Lancet veröffent-
licht wurde (Alwan et al. 2020). Gegen die Strategie der Herdenimmunität wird auf wissen-
schaftlichen Konsens in folgenden Punkten verwiesen: Die Sterblichkeitsrate von Covid-19 
sei um ein Vielfaches höher als bei der Grippe; Infektionen könnten auch bei Jüngeren zu 
langanhaltenden Erkrankungen führen, und außerdem sei unklar, wie man die große Gruppe 
der Risikopersonen wirkungsvoll schützen könne.

In beiden Fällen, sowohl in der „Great Barrington Declaration“ wie beim „John Snow 
Memorandum“, werden aus einer wissenschaftlichen Debatte, die im Fluss ist, mit großer 
Entschlossenheit eindeutige Handlungsempfehlungen an die Politik adressiert. Beide Positi-
onen beanspruchen, die wissenschaftliche Evidenz für sich zu haben. Weil ein überzeugender 
Nachweis epistemischer Überlegenheit kaum zu erbringen ist, behilft man sich mit der Kon-
struktion einer (fiktiven) Mehrheitsposition. So wurden beide Politikempfehlungen online 
jeweils von Tausenden Fachleuten unterzeichnet. An die Stelle überlegener Wahrheitsansprü-
che tritt ein demonstrativer Expertenkonsens.

8 7. Ad-hoc-Stellungnahme vom 8. Dezember 2020.  
https://www.leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/2020_12_08_Stellungnahme_Corona_Feiertage_final.pdf.

9 Die sogenannte „Great Barrington Declaration“ ist abrufbar unter: https://gbdeclaration.org/.

https://www.leopoldina.org/uploads/tx_leopublication/2020_12_08_Stellungnahme_Corona_Feiertage_final.pdf
https://gbdeclaration.org/
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Anhand dieser Beispiele wird deutlich, dass (il-)legitimer Dissens sich nicht allein durch die 
Infragestellung von Paradigmen oder Fakten konstituiert. In den Beispielen erscheint (po-
tenzieller) Dissens deshalb als illegitim, weil demonstrativer Expertenkonsens ein Szenario 
der Alternativlosigkeit begründet. Das heißt, indem eine autoritative Expertenmehrheit dar-
auf dringt, dass die wissenschaftlich entwickelten Daten, Statistiken und Szenarien nur eine 
Interpretation zulassen, markiert sie (potenziellen) Dissens als rein interessengesteuert und 
nicht wirklich wissensbasiert – und damit, im Rahmen einer wissenschaftlich dominierten 
Debatte, als illegitim.

Damit kommen wir zur eingangs formulierten Frage zurück, unter welchen Umständen 
Dissens für die Wissenschaft zu einem öffentlichkeitsrelevanten Problem wird. Offensichtlich 
erscheint Dissens vor allem dann als problematisch, wenn dessen normative Bezugspunkte 
in den Vordergrund treten (aus welchen Gründen auch immer). Genauer gesagt: Wenn in 
Kontroversen, die sich auf die Frage nach dem richtigen Wissen konzentrieren (wie im Fall 
von Corona oder beim Klimawandel), interessenpolitische Aspekte zu dominieren scheinen. 
Die Wissenschaft ist dann schnell geneigt, ihre Auseinandersetzung mit unliebsamen Gegen-
positionen auf Ideologiekritik zu beschränken. Wie gerade das Beispiel der Leopoldina zeigt, 
könnte (und sollte) man den Verdacht der Normativität aber auch auf sich selbst anwenden. 
So würde die Auseinandersetzung mit der Gegenseite eine Reflexion der eigenen normativen 
Position anstoßen. Dies könnte zu den Kernpunkten des Konflikts führen und damit langwie-
rige und detailreiche Streitigkeiten um epistemische Aspekte verkürzen.

5. Welcher Dissens ist legitim? Drei Modelle der Entscheidungsfindung

In kontroversen Fragen, bei denen die Politik in hohem Maß von wissenschaftlicher Expertise 
abhängt (wie Klimawandel, Corona, Gentechnik), kommt öffentlich dargestelltem Experten-
konsens eine besondere Rolle zu. Er macht deutlich, dass im konkreten Fall Dissens innerhalb 
der Wissenschaft als Dissidenz wahrgenommen wird. Außerdem fungiert der Konsens gewis-
sermaßen als Wahrheitssubstitut und lässt damit die normativen Aspekte von Wissenskon-
flikten in den Hintergrund treten. Auf diese Weise werden die entscheidenden Fragen oft gar 
nicht gestellt: Wer bestimmt darüber, wie weit der Konsens reicht und welche Qualität er hat? 
Wer entscheidet, ob es sich im Einzelfall um eine echte oder eine Pseudokontroverse handelt? 
Welchen Dissens muss die Wissenschaft ernstnehmen? Und wie lässt sich zwischen produk-
tivem und rein strategischem Dissens unterscheiden? In den folgenden Abschnitten werden 
drei Ansätze aus dem Bereich der Wissenschaftsphilosophie bzw. Wissenschaftssoziologie 
vorgestellt, die auf diese dringlichen Fragen Antworten formulieren.

5.1 Das Expertenmodell

Von Seiten der Wissenschaftssoziologie ist die Idee eingebracht worden, die Entscheidung, wel-
cher Dissens legitim und welche Kontroverse wirklich produktiv ist, einer neu zu gründenden 
Expertenkommission zu überantworten (Collins und Evans 2017). Diese interdisziplinäre Ex-
pertenkommission soll in erster Linie aus „Eulen“ bestehen, das heißt aus Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern, die intellektuell wendig genug sind, um die fremde Fachkultur (der 
Natur- bzw. Sozialwissenschaften) verstehen zu können. Solche Eulen sind zum Beispiel Wis-
senschaftsforscher wie Harry Collins (*1943) selbst, die – etwa im Bereich der Hochenergie-
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physik – über „interactional expertise“ verfügen,10 also über die Fähigkeit, mit den einschlägi-
gen Experten auf Augenhöhe kommunizieren zu können, ohne freilich dieses Feld mit eigenen 
Forschungsleistungen bereichern zu können. Während die „Adler“ nur den wissenschaftlichen 
Fortschritt im Auge haben und auf ihrem Weg geradeaus voranfliegen, ohne ihren Blick jemals 
zur Seite zu wenden, haben die Eulen aufgrund ihres erweiterten Blickwinkels die Fähigkeit, 
ihren eigenen Standpunkt zu relativieren und die guten Gründe der Gegenseite zu sehen. Diese 
Versammlung der Eulen also soll aufzeigen, wie weit der Konsens im Einzelfall reicht und wo 
der Dissens beginnt. Der Expertenrat soll Reichweite und Qualität des Konsenses bestimmen 
und über die Stichhaltigkeit des Dissenses urteilen. Er soll bewerten, welche Seite über rele-
vante wissenschaftliche Expertise verfügt. Wissenschaftliche Experten bestimmen also darüber, 
was in zähen Streitfragen als relevante Expertise und gute Wissenschaft gelten darf.

Mit diesem Expertenmodell zur Bestimmung relevanten Dissenses handelt man sich meh-
rere Probleme ein:

– Erstens: In Form dieser Metaexpertise lässt sich zwar die Qualität des Konsenses evalu-
ieren, nicht aber die von der Expertenschaft gemeinsam geteilte Problemperspektive bzw. 
das konsensuelle Problem-Framing hinterfragen. Aber wer garantiert, dass die einfluss-
reichen Experten die richtigen Fragen stellen?

– Zweitens: Mit der Fixierung auf den Expertenkonsens läuft man Gefahr, abweichende 
Stimmen als irrational abzutun, sofern sie nicht von einschlägigen Fachvertreterinnen 
und Fachvertretern stammen. Schließlich ist die Unterscheidung zwischen Konsens und 
Dissens hinsichtlich ihrer Bedeutung in ein System homologer Gegensätze eingebettet 
(Experte/Laie, Wissen/Meinen, Wissenschaft/Esoterik). Dies wird durch die Konstruktion 
der Kommission unterstrichen, in der nur die Wissenschaft (in Form verschiedener Diszi-
plinen) repräsentiert ist.

– Drittens: Die Idee von Collins und Evans, das Problem lästiger und irreführender Pseu-
dokontroversen durch eine vertiefte Debatte über die Qualität des Wissens zu lösen, ist 
von der Überzeugung getragen, dass öffentlich kontroverse Themen wie Klimapolitik, 
Gentechnik oder das Impfen vorwiegend oder ausschließlich als Wissensfragen zu behan-
deln sind. Damit verbindet sich die Erwartung, dass die richtigen politischen Entschei-
dungen getroffen werden, wenn man nur erst einmal den normativ missliebigen Dissens 
als epistemisch illegitimen Dissens entlarvt hat. Die Hoffnung richtet sich damit implizit 
auf eine Herrschaft der Wissenden für den guten Zweck.

Dieser (kritisch gemeinte) Fokus auf die Wissensverhältnisse trägt unwillentlich zu einer Entpo-
litisierung der Konflikte bei. Denn es besteht die Gefahr, dass sich der politische Disput an Wis-
sensfragen festbeißt und dabei die Ebene divergierender Werte und Interessen – also das genuin 
Politische – vernachlässigt wird. Der Streit um die richtige Klimapolitik jedoch wird in erster 
Linie durch widersprüchliche Werte und Interessen veranlasst und nicht durch differierende Ex-
pertise.11 Anders gesagt: Die wissenschaftlich gut belegte Tatsache globaler Erwärmung erhält 

10 Collins 2014, S. 68.
11 Auch wenn abweichende Expertise dann im weiteren Verlauf der Kontroverse natürlich oft zum Vehikel abwei-

chender Interessen wird. Deutlich wird dies vor allem im Klimastreit: Eine unheilige Allianz aus Gegenexperten, 
mächtigen Industrieinteressen, konservativen Think Tanks (wie dem Heartland Institute, dem Cato Institute und 
dem Marshall Institute in den USA oder The Institute of Public Affairs in Australien) und dem Murdoch-Imperium 
bildet die Achse einer regelrechten „Denial Machine“ (Dunlap 2013, S. 692f.). Das heißt, eine gut organisierte 
Gegen- oder Pseudoexpertise soll die Skepsis gegenüber wirkungsvollen Klimaschutzmaßnahmen wachhalten.
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erst auf der Basis bestimmter, weitgehend geteilter Werte eine politische Bedeutung. Das Wis-
sen darum, dass sich ohne entsprechende Gegenmaßnahmen das Klima bis zur nächsten Jahr-
hundertwende um drei oder vier Grad aufheizen könnte, entfaltet für uns alle, die wir das gar 
nicht mehr erleben werden, nur deshalb eine gewisse Schockwirkung, weil wir diese Prognose 
ins Verhältnis zu den Werten der globalen Gerechtigkeit (der Klimawandel trifft die Ärmsten), 
der Nachhaltigkeit oder der Generationengerechtigkeit setzen. Diese überragende Bedeutung 
der Werteebene für das Politische heißt aber auch: Selbst wenn in einer politischen Streitfrage 
ein Expertenkonsens existierte und sogar unwidersprochen bliebe, wäre es prinzipiell legitim, 
mit Rekurs auf die Werteebene die scheinbare politische Sachzwangwirkung des überlegenen 
Wissens zu unterlaufen. Doch der strenge Fokus auf Wissensaspekte verstellt diesen Zusam-
menhang nur allzu oft. Deswegen gilt der- oder diejenige im Klimastreit, die gegen bestimmte 
Klimamaßnahmen argumentiert, fast automatisch als Klimawandelleugnerin bzw. Klimawan-
delleugner – selbst wenn deren Position in erster Linie durch andere Werte und Zielsetzungen 
motiviert sein sollte und nicht durch Skepsis an den Aussagen der Experten.

5.2 Das Partizipationsmodell

Eine Alternative zum Expertenmodell stammt aus der wissenschaftsphilosophischen Debatte 
darüber, wie man irrationalen oder jedenfalls unproduktiven Dissens effektiv zum Schweigen 
bringen könnte. Philip Kitcher (*1947) hat kleine Gruppen gut informierter und weltan-
schaulich divergierender Bürger als Grand Juries vorgeschlagen, die darüber urteilen sollen, 
ob ein bestimmter Dissens öffentliche Aufmerksamkeit verdient oder nicht.12 Mit seiner Idee 
des Bürgerpanels schließt Kitcher an James Fishkins (*1948) Konzept des Deliberative 
Polling an. In diesem Modell geben repräsentativ zusammengesetzte, gut informierte Bür-
gerräte nach einem mehrstufigen Beratungsprozess einhellige Empfehlungen zum jeweiligen 
Streitthema ab. Allerdings waren die Themen solcher Bürgerversammlungen bislang zwar 
stets politisch, nicht aber epistemisch umstritten. Das heißt, die Fakten, also die Wissens-
grundlage des Streits, waren in diesen Prozessen nicht umstritten. Mit Blick auf aktuelle 
Wissenskonflikte, die sich an Themen wie Klimawandel, 5G-Netze oder Feinstaubbelastung 
festmachen, ist offensichtlich ein aufwändigerer Prozess nötig, um glaubwürdig und transpa-
rent eine ausgewogene Wissensbasis zu schaffen.

Im Rahmen seines Partizipationsmodells empfiehlt Kitcher einen dreistufigen Prozess 
der Entscheidungsfindung. Zunächst bieten berufene Experten einen fundierten Einblick 
in Konzepte, Methoden, Evidenzstandards der Wissenschaft, um die Qualität des aktuellen 
Expertenkonsenses nachvollziehbar zu machen. Im Anschluss daran werden elaborierte Ge-
genstimmen, die Alternativen zum Expertenkonsens bzw. zu zentralen Paradigmen vertreten 
(wie z. B. der „Hockey Stick“-Kurve in der Klimadebatte), zur Diskussion eingeladen.13 Die 
Mainstream-Experten antworten dieser Kritik der Gegenexperten, und die Bürgerinnen und 
Bürger verfassen ihre Empfehlung zum Umgang mit dem Expertenkonsens, nachdem in der 
Diskussion alle Zweifel ausgeräumt worden sind.14

12 Kitcher 2011, S. 222.
13 Die sogenannte Hockeyschläger-Kurve – basierend auf einer Publikation von Michael E. Mann (*1965) und 

Kollegen aus dem Jahr 1999 – stellt den Temperaturverlauf der letzten Jahrhunderte dar und belegt eine unge-
wöhnlich rasche Erwärmungsphase ab dem Industrialisierungszeitalter. Diese mittlerweile gut belegte These ist 
von den Klimawandelleugnern immer wieder attackiert worden.

14 Kitcher 2011, S. 224f.
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Empirischer Bezugspunkt dieses Partizipationsmodells sind die zähen Auseinandersetzungen 
mit den Kreationisten. Sie sind schon tausend Mal schlüssig widerlegt worden, wie Kit-
cher genervt anmerkt, aber sie bringen einfach immer wieder dieselben Argumente auf den 
Tisch. Diesen illegitimen Dissens, der seine Resonanz nicht zuletzt der Macht und Logik der 
Medien verdankt, wird man nie zum Verstummen bringen.15 Auf Basis der Bürgerempfeh-
lungen jedoch erhalten diese so oft widerlegten Positionen jetzt quasi einen Warnhinweis. 
Kitcher stellt sich das so ähnlich vor wie bei den einschlägigen Gesundheitswarnungen auf 
Zigarettenschachteln: „Rauchen tötet.“ Im Fall überflüssiger Debatten, die längst durch den 
Expertenkonsens entschieden sein sollten, wäre einschlägigen Publikationen aus der Leug-
nerbewegung der Warnhinweis voranzustellen: „Diese Diskussion langweilt.“ Oder: „Diese 
Debatte ist überflüssig, weil sie nichts Neues bringt.“ Oder: „Der Rat der informierten Bür-
ger weist darauf hin, dass die hier vorgetragene Position längst widerlegt ist.“ Die Frage ist 
nur: Wer wird diesen Bürgerräten Glauben schenken? Das Dilemma solcher Citizen Juries 
ist offensichtlich: Entweder sind deren Mitglieder gebildete Bürger, also quasi Experten im 
Kleinformat und daher für viele Experten- und Konsenskritiker ebenso wenig glaubwürdig 
wie diese. Oder sie sind authentische und dann allerdings weitgehend ahnungslose Laien, 
die in ihren Aushandlungen allenfalls die allgemeine Konfusion fortsetzen. Im Übrigen: Die 
Möglichkeit, dass informierte Laien sich dem (gut begründeten) Expertenkonsens entge-
genstellen könnten, zieht Kitcher nicht einmal in Erwägung. Seine Begeisterung für das 
partizipative Modell verdankt sich offensichtlich der Erwartung, dass die Laien aufgrund 
der Rationalisierungswirkung des Expertendiskurses letztlich schon die „richtige“ Meinung 
vertreten werden.

5.3 Der Vertrauensansatz

Innerhalb der Wissenschaftsphilosophie gibt es mittlerweile grundsätzliche Zweifel daran, ob 
sich jemals haltbare Kriterien für die Unterscheidung zwischen legitimem und illegitimem 
Dissens finden lassen werden. Inmaculada Melo-Martín und Kerstin Intemann haben zu-
letzt argumentiert, dass die einschlägigen Abgrenzungsversuche nicht wirklich zielführend 
seien.16 Wer etwa die Illegitimität des Dissenses durch verwerfliche normative Motive be-
gründe, übersehe, dass auch niedere Motive zu verdienstvollen Forschungsergebnissen füh-
ren können. Auch der Versuch, illegitimen Dissens durch Kritikresistenz und den offensicht-
lichen Verzicht auf wissenschaftliche Standards zu bestimmen, greife zu kurz. Schließlich 
sei zwischen den Streitparteien kaum Konsens darüber zu erzielen, ob Kritikresistenz auf 
Ignoranz oder mangelnde Überzeugungskraft der Kritik zurückzuführen sei. Der ewige Streit 
zwischen Kreationisten und Evolutionsbiologen illustriert dieses Problem. Um diesen Streit 
zu überwinden, bedürfte es eines gemeinsam geteilten Verständnisses von Evidenz, wissen-
schaftlicher Methodologie und unverzichtbaren Forschungsstandards. Aber diesen Konsens 
gibt es nicht einmal innerhalb der Wissenschaft. Und selbst der naheliegende und scheinbar 
einfache Rekurs auf das Kriterium der Expertise reiche nicht aus, um legitimen und illegiti-

15 Die Medien haben deswegen eine zentrale Rolle, weil das journalistische Ethos der Ausgewogenheit dazu ver-
leitet, in Ergänzung zu den „offiziellen“ Experten auch Gegen- und Pseudoexperten eine Bühne zu geben – ohne 
zu erwägen, ob diese Gegenstimmen auch wirklich legitim sind. Die unreflektierte Erfüllung des journalistischen 
Gebots der Balance führt damit zur systematischen Aufwertung von Außenseiterpositionen und erzeugt den Ein-
druck, es gäbe relevanten Dissens innerhalb der Expertenschaft (Boykoff und Boykoff 2004).

16 Melo-Martín und Intemann 2018, S. 33ff.



Wissenschaft in der Verlässlichkeitsfalle?

NAL-historica Nr. 82, 49 – 69 (2023) 61

men Dissens zu unterscheiden.17 Eine zu enge (streng disziplinär orientierte) Definition von 
Expertenschaft läuft Gefahr, produktiven Dissens, etwa von Seiten kritischer, informierter 
Laien, auszuschließen. Und inter- und transdisziplinär strukturierte Forschungsfelder wie die 
Klimawissenschaft unterlaufen ohnehin die Anforderungen eines engen Expertenbegriffs. 
Wer zum Beispiel dürfte zweifelsfrei als „Klimaexpertin“ gelten? Eine Meteorologin? Ein 
Ozeanograph? Eine Sozialökologin? Aber ist die Sozialökologie nicht ihrerseits eine Inter-
disziplin mit recht lose gestrickter Methodologie?

Melo-Martín und Intemann ziehen aus all diesen Einwänden die Schlussfolgerung, 
dass sich illegitimer Dissens nicht verlässlich identifizieren lässt. Daher plädieren sie dafür, 
den Blick zu wenden und sich nicht weiterhin auf den unerfreulichen Dissens in seinen vielen 
Spielarten zu konzentrieren. Es müsse vielmehr darum gehen, die schädlichen Auswirkun-
gen dieses Dissenses zu begrenzen. Um unseriösem Dissens seine gesellschaftliche Reso-
nanzgrundlage zu entziehen, sei es am besten, das Vertrauen in die Wissenschaft zu stärken. 
Letztlich kann illegitimer Dissens nur dann wirklich Schaden anrichten, wenn er ein entspre-
chendes Echo in der Öffentlichkeit findet. Die Stärke dieses Echos jedoch hängt vom Ausmaß 
des Vertrauens ab.18 Daraus lässt sich schlussfolgern: Gäbe es mehr Vertrauen, wären die 
irrationalen Gegenstimmen vielleicht nicht weniger zahlreich, aber weniger resonanzstark. 
Fehlendes Vertrauen jedoch erzeugt das Problem der Beweislastumkehr: Die Beweislast liegt 
nicht länger bei jenen, die abstruse Theorien verbreiten, sondern plötzlich bei der seriösen 
Wissenschaft, deren Herausforderung durch die Wissens- oder Wissenschaftsleugner ein Teil 
der Öffentlichkeit heimlich oder offen genießt. Sollen die Besserwisser doch mal zeigen, was 
sie können!

Aber woher kommen die Vertrauensverluste? Die Autorinnen nennen eine Reihe bekann-
ter Faktoren aus der älteren und jüngeren Wissenschaftsgeschichte, etwa die Ökonomisie-
rung der Wissenschaft (Forschung orientiert sich nicht mehr am Gemeinwohl, sondern an 
Industrieinteressen), wissenschaftliches Fehlverhalten (Betrug, Plagiate, Verstöße gegen die 
Forschungsethik) oder die Verquickung von Wissen und Werten (Wissenschaft als Politik mit 
anderen Mitteln). Diese Tendenzen werten sie als Indiz dafür, dass sich die Wissenschaft stei-
gendem Misstrauen gegenübersieht.19 Ihre grundsätzliche Diagnose lautet daher: Vertrauens-
verluste schaffen ein resonanzfähiges Klima für irrationalen Dissens. Ihr Therapievorschlag: 
Vertrauen stärken – aber nicht (oder jedenfalls nicht in erster Linie) irrationalen Dissens an 
sich attackieren (durch Suche nach sinistren Motiven, durch Konsenspolitik usw.).

Jedoch: Ist die Diagnose der beiden Autorinnen empirisch plausibel? Haben wir es mit 
Blick auf die Wissenschaft heute tatsächlich mit einer Vertrauenskrise zu tun? Im Großen 
und Ganzen wohl eher nicht. Eine vom Pew Research Center im Jahr 2019 durchgeführte 
repräsentative Befragung in den USA ergab, dass das Vertrauen in die Wissenschaft noch nie 
so groß war wie heute.20 Rund 85 % aller US-Bürger haben eine Menge oder ziemlich viel 
Vertrauen, dass Wissenschaftler im öffentlichen Interesse handeln. Damit hat die Wissen-
schaft in Sachen Vertrauen in den USA mittlerweile gleichgezogen mit dem anderen großen 
Vertrauensträger, dem Militär. Diese Befunde werden durch eine groß angelegte Metadaten-
analyse im Auftrag der US-amerikanischen National Science Foundation untermauert. Rund 

17 Ebenda, S. 53ff.
18 Ebenda, S. 87ff.
19 Ebenda, S. 96ff.
20 Funk et al. 2019, S. 5.
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70 % der US-Bürger glauben, dass der Nutzen der Wissenschaft deren Risiken und Gefahren 
überwiegt, und diese Zahlen sind seit 40 Jahren stabil.21 Ähnliche Werte gelten, wie der Be-
richt anmerkt, auch für Europa.22

Gegen die These einer generellen Vertrauenskrise spricht auch die Tatsache, dass das Ver-
trauen mit den konkreten Themen erheblich variiert. Das heißt, die Leute vertrauen der Wis-
senschaft in einer Frage mehr als in einer anderen (Pechar et al. 2018). Das Vertrauen hängt 
vor allem davon ab, von wem die Wissenschaft finanziert wird. Während jene, die in hohem 
Maße den staatlichen Institutionen vertrauen, den Expertenkonsens beim Klimawandel über-
zeugend finden, glauben jene, die der Industrie positiv gegenüberstehen, an die gesundheitli-
che Unbedenklichkeit von gentechnisch veränderten Lebensmitteln.

Doch selbst wenn wir es mit einer veritablen Vertrauenskrise zu tun hätten, wie Melo-
Martín und Intemann unterstellen, hätte der starke Fokus auf Vertrauen problematische Kon-
sequenzen. Denn der Ruf nach vertrauensbildenden Maßnahmen setzt die Unterscheidung zwi-
schen Wissenschaft und Pseudowissenschaft bereits voraus. Wer Vertrauen fordert, geht davon 
aus, dass die Wissenschaft aufgrund ihrer klaren Abgrenzung zur Pseudowissenschaft per se 
vertrauenswürdig ist. Doch die Fakten- und Konsensleugner bestreiten im Grunde ja genau die 
Legitimität dieser Grenzziehung. Mithilfe der Vertrauenspolitik entzieht man sich also letztlich 
der Kontroverse. Außerdem: Wem soll die wissenschaftsfreundlich gestimmte Öffentlichkeit 
glauben, wenn das Feld nicht so einfach nach Etablierten und Außenseitern vermessen werden 
kann, weil zum Beispiel so etwas wie eine kanonische Position vielleicht gar nicht existiert? 
Anders gefragt: Wie lässt sich der Anspruch auf besseres Wissen dort verteidigen, wo es nicht 
um einen rein politisch motivierten Dissens geht, sondern um einen epistemisch begründeten 
Dissens, und zwar aufgrund von Schulbildungen, Traditionen und divergierenden Forschungs-
paradigmen? Wer – wie die beiden Autorinnen – auf Vertrauen setzt, drängt – mangels plausibel 
begründeter Abgrenzung zwischen Wissenschaft und Pseudowissenschaft – die Leute dazu, ein-
fach den Experten zu glauben, wer oder was ihr Vertrauen verdienen soll. Eine solche Strategie 
wird kaum das Vertrauen stärken. Vor diesem Hintergrund erscheint die Debatte über die Ab-
grenzung zwischen legitimem oder illegitimem Dissens unumgänglich.

6. Konstruktives Dissensmanagement

Im Jahr 1999 startete die T-Mobile ein bis dato einzigartiges Experiment. Sie wollte heraus-
finden, wie belastbar der – damals schon offensichtlich gewordene – Expertendissens in der 
Frage von Gesundheitsrisiken durch den Mobilfunk ist. Zu diesem Zweck beauftragte sie vier 
wissenschaftliche Institutionen, die für unterschiedliche Werthaltungen in Risikofragen bekannt 
waren, eine Metaexpertise auf Basis zentraler wissenschaftlicher Literatur anzufertigen (zwei 
Universitätsinstitute sowie das Ecolog- und das Öko-Institut). Im Anschluss daran führte die 
Programmgruppe „Mensch, Umwelt, Technik“ am Forschungszentrum Jülich ein Dialogver-
fahren durch, in dem gemeinsam geprüft wurde, wie weit der Konsens zwischen den Experten 
reicht, wo Dissens besteht und wie gut er begründet ist (Wiedemann et al. 2003).

21 National Science Board 2018, S. 7/53.
22 Eine repräsentative Umfrage in Deutschland kommt zu dem Schluss, dass nur 7 % der Befragten der Wissen-

schaft misstrauen (Wissenschaft im Dialog 2018, S. 16). Allerdings sind rund 40 % der Befragten unentschieden. 
Ob sich das Vertrauen nur auf das interne Funktionieren des Wissenschaftssystems bezieht oder auf dessen ge-
sellschaftliche Problemlösungskompetenz, wird bei dieser Studie außerdem nicht ersichtlich.
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In einem Zeitraum von anderthalb Jahren wurden fünf jeweils eintägige Workshops durch-
geführt. Im ersten Workshop wurden die vier Gutachten vorgestellt und hinsichtlich ihrer 
Datengrundlage verglichen; die 100 wichtigsten Arbeiten, so die Vorgabe der Veranstalter, 
sollten als Basis für die Risikobewertung dienen. Obwohl sich die Gutachten ausnahmslos 
auf wissenschaftliche Arbeiten stützten, war die Übereinstimmung in der Textauswahl gering. 
In drei weiteren Workshops wurden neun Themen abgehandelt, die für die Beantwortung der 
Basisfrage (Gesundheitsrisiken durch Mobilfunk?) als zentral galten. So wurde etwa über 
epidemiologische Untersuchungen zur Frage der kanzerogenen Wirkung hochfrequenter 
elektromagnetischer Felder debattiert oder über Studien zum Einfluss der Mobilfunkstrah-
lung auf kognitive Funktionen beim Menschen. Diese Debatten wurden durch einschlägige 
Gutachten weiterer externer Expertinnen unterstützt. Auf dem Abschlussworkshop wurde der 
Endbericht von allen anwesenden Dialogteilnehmern einhellig verabschiedet.

Der Konsens innerhalb der vier Gutachter war relativ weitreichend. Man stellte überein-
stimmend fest, dass es zum Zeitpunkt der Gespräche keinen wissenschaftlichen Nachweis 
für gesundheitsschädliche Effekte von Mobilfunkstrahlung bei Expositionen im Rahmen der 
geltenden Grenzwerte gab. Gleichzeitig wurde deutlich, dass ein stabiler Expertendissens 
existierte, der sich auch nicht durch einen langwierigen und konstruktiven Dialogprozess auf-
lösen ließ. Dieser unauflösliche Dissens resultierte zum großen Teil aus einem divergierenden 
Problem-Framing. Während nämlich die ökologisch ambitionierten Experten ihre Risikobe-
wertung aus der Perspektive eines relativ weitreichenden Vorsorgegedankens formulierten, 
bezogen sich die universitären Gutachter auf das Prinzip „bloßer“ Gefahrenabwehr. Diese 
Differenz in der Wahl des normativen Fluchtpunkts hat erhebliche Auswirkungen für den 
Umgang mit den Daten: Während beim Vorsorgeprinzip auch und gerade das Aufspüren von 
Verdachtsmomenten als legitim gilt, kann es im Kontext der Gefahrenabwehr ausschließlich 
um den Nachweis statistisch signifikanter Risiken gehen. Aus den beiden normativen Prin-
zipien folgen also letztlich unterschiedliche Anforderungen an die – im Prinzip von allen 
Beteiligten hochgeschätzten – Wissenschaftlichkeitsstandards. So wurde zum Beispiel sta-
tistische Signifikanz nicht von allen Experten als erforderlich angesehen. Manche plädierten 
dafür, dass auch (statistisch nicht signifikante) Trends, die in den Daten sichtbar werden, als 
relevante Informationen für die Interpretation der Ergebnisse herangezogen werden dürfen. 
Ein ähnlicher Streit bezog sich auf das wissenschaftliche Qualitätskriterium der Replikation 
von Studien. Einem Teil der Experten galten auch nicht-replizierte Studien als Grundlage 
robusten Wissens. Dieser Streit setzte sich bald im Kleingedruckten fort: Wie exakt muss eine 
Studie die Originalarbeit wiederholen, um überhaupt als Replikation gelten zu können? Und 
so weiter. Über diese – letztlich wissenschaftstheoretischen – Fragen ließ sich zu keiner Zeit 
ein Konsens erzielen.

Das Experiment des Risikodialogs lässt sich als idealtypische Form eines konstruktiven 
Dissensmanagements verstehen. Zum einen war das gesamte Verfahren von der festen Über-
zeugung getragen, dass nicht die Überwindung des real existierenden Expertendissenses das 
zentrale Ziel des Dialogs sein kann, sondern nur die gemeinsame Rekonstruktion der Ursa-
chen und Ausmaße des Dissenses. Es ging also nicht darum, über den Weg der Metaexper-
tise ein von allen Beteiligten als überlegen empfundenes Wissen zu identifizieren, sondern 
vielmehr etwas über die epistemischen Strategien rivalisierender Expertengruppen zu erfah-
ren. Aufgrund dieser prozeduralen Perspektive gerieten jene (normativen oder politischen) 
Kontextfaktoren in den Blick, die zu unterschiedlichen Evidenzbildungspraktiken und damit 
letztlich zu divergierenden Risikobewertungen führen. Mithilfe solcher Einsichten ließen 
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sich im Dialogprozess weitere und wahrscheinlich fruchtlose Debatten über Latenzzeiten, 
Expositionsfehlklassifizierungen und Signifikanzniveaus vermeiden. Stattdessen trat das ei-
gentliche Problem ins Zentrum, nämlich die Frage, welche methodologischen Ansprüche für 
die Durchführung von Risikobewertungen als verbindlich und legitim gelten sollen.

Im Rahmen dieses dialogischen Dissensmanagements wurden außerdem die Argumente 
der jeweiligen Risikobewertungen einem epistemischen Belastungstest unterzogen. Im Kern 
ging es darum, ob die einzelnen Risikobewertungen nachvollziehbar und wissenschaftlich 
belastbar sind. So führten die Diskussionen über Auswahl und Interpretation relevanter Stu-
dien (zu bestimmten Themenaspekten) letztlich zur Reflexion institutionenspezifisch diffe-
rierender Wissenschaftlichkeitskriterien, die stets im Zentrum von Methodenstreitigkeiten 
stehen. Das Ziel, so lässt sich aus diesem Experiment schließen, kann nicht einfach darin 
bestehen, die strengsten Kriterien einzuklagen; vielmehr muss es darum gehen, die eigenen 
Ansprüche mit Blick auf den konkreten Problem- und Verwertungszusammenhang des Wis-
sens kritisch zu reflektieren. Außerdem wurden in diesen Auseinandersetzungen auch die 
Grenzen des Wissens, also Unsicherheiten und Zonen des Nichtwissens, thematisiert. Im 
konkreten Fall diskutierte man beispielsweise darüber, wo noch nicht ausreichend tragfähige 
Daten vorliegen, wo zielführende Interpretationen nur auf Basis von Trendaussagen möglich 
sind oder wo sich unüberwindliche Inkongruenzen zwischen wissenschaftlichen Forschungs-
ergebnissen und politischer Problemstellung ergeben und sich damit Grenzen des Transfers 
wissenschaftlichen Wissens abzeichnen.

Für unsere Themenstellung macht dieses aufwändige Experiment vor allem eines deut-
lich: Im Fall stabilen Dissenses und verhärteter Fronten muss sich die Reflexion auf die in der 
Fragestellung, in der Methodologie und im (divergierenden) Problem-Framing versteckten 
Zielvorstellungen und Werthaltungen richten. Das heißt, überspitzt formuliert: Wenn es um 
die Verteidigung der Geltungsansprüche von Wissen geht, sollte man auf (die fremden und 
eigenen) Werte und Weltbilder zu sprechen kommen. Und zwar nicht deshalb, weil das Wis-
sen nicht objektiv sein kann (auch wenn dies in der Praxis oft ein Problem darstellen mag). 
Um Werte muss es vielmehr deshalb gehen, weil objektives Wissen („Fakten“) nur inner-
halb eines bestimmten Rahmens, der selbst wieder nicht durch überlegenes Wissen begründet 
werden kann, funktioniert.23 Dies wird mit Blick auf Expertise, also wissenschaftliches Wis-
sen im Verwendungszusammenhang, besonders deutlich: Die spezifische Art und Weise der 
Problemwahrnehmung und Problemformulierung, also das Problem-Framing, ist maßgeblich 
dafür, welche Entitäten existent sind, wessen Wissen und welche Informationen als relevant 
gelten und welche Methoden als zielführend. So verstecken sich hinter zähen Kontroversen 
um das bessere Wissen oftmals Konflikte um die Angemessenheit des gewählten Problem-
zuschnitts.

Dieser Aspekt lässt sich anhand des viel zu wenig wahrgenommenen Problems der „Pro-
blemverschiebung“ deutlich machen.24 Was ist damit gemeint? Um es am Beispiel der Kontro-
verse um das Pflanzengift Glyphosat zu illustrieren: Je nachdem, ob Glyphosat als Umwelt-, 

23 Die grundsätzliche Bedeutung des Referenzrahmens für die „Feststellung“ von Fakten hat Ludwig Wittgenstein 
(1889 –1951) an der berühmten „Ente-Hase-Kippfigur“ illustriert (Wittgenstein 1984, S. 520). Der Witz an die-
ser Figur ist, dass sie uneindeutig ist und mehrere Interpretationen zulässt. Erst durch einen bestimmten Rahmen 
wird Faktizität erzeugt (Ente oder Hase), wobei die Eindeutigkeit dieser Faktizität (eben Ente oder Hase) auf deren 
Konstruktionscharakter verweist. Was die Dinge wirklich sind (Ente oder Hase), wird durch unsere Interpretation 
bestimmt. Die Abstraktion von dieser Interpretationsleistung begünstigt das Entstehen von Tatsachen.

24 Vgl. Barlösius und Ruffing 2019.
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Gesundheits- oder Ernährungsproblem verhandelt wird, erhält man ganz unterschiedliche 
Expertenempfehlungen. Das liegt daran, dass die Medizin die Kanzerogenität von Glypho-
sat als prinzipielle Gesundheitsgefahr, also unabhängig von der aufgenommenen Menge des 
Pestizids, verhandelt. Die individuellen Ernährungsgewohnheiten werden erst relevant, wenn 
Glyphosat als Ernährungsproblem gerahmt wird. Kurz gesagt: Die Differenzen zwischen den 
Experten repräsentieren keinen substanziellen Widerspruch; vielmehr sind sie Folge (not-
wendig) divergierender disziplinärer Perspektiven auf das zugrundeliegende Problem. Im 
Zuge der Beauftragung bestimmter Fachleute legt also die politische Administration (wis-
sentlich oder unwissentlich) das Problem-Framing fest, denn mit dem gewählten Fach ändert 
sich auch der Problemzuschnitt. Was also manchmal als verwirrender Expertendissens skan-
dalisiert wird, begründet sich ganz nüchtern durch Differenzen in der politischen Rahmung 
des Themas.25

Das oben diskutierte Beispiel aus der Risikoforschung hat gezeigt: Evidenzbildungsprak-
tiken können auch dann variieren, wenn das zugrundeliegende Problem nicht in verschiede-
nen politischen Ressorts verhandelt wird – sondern „nur“ aufgrund divergierender normativer 
Orientierungen der Experten in unterschiedlicher Weise zugeschnitten ist. Die Reflexion des 
Framings ist im Rahmen konstruktiven Dissensmanagements deshalb so wichtig, weil jede 
Art der Fragestellung immer schon bestimmte Ontologien und Methodologien privilegiert. 
Mit jeder Problemstellung verbinden sich bestimmte Theorieentscheidungen und Methoden, 
bestimmte Natur- und Gesellschaftsbilder. Die Fragestellung weist nicht nur den Weg, son-
dern nimmt bis zu einem gewissen Grad bereits die Problemlösung vorweg. Es gilt daher, die 
Grenzen und Entscheidungsabhängigkeiten des eigenen Wissens zu reflektieren. Natürlich 
lässt sich der Dialog mit der Gegenseite, so wie dies oben beschrieben wurde, im Kontext 
alltäglicher Forschung bzw. Expertiseerstellung nur in imaginärer Form führen. Allerdings ist 
gerade in normativ belasteten bzw. politisch umstrittenen Forschungsbereichen ein solcher 
„innerer“ Dialog empfehlenswert. Denn auf diese Weise kann der eigene Forschungsbericht 
(oder die Expertise) nicht länger als eine „Siegesschrift“ präsentiert werden, in der die eige-
nen Erkenntnisse zum Resultat einer Kette von Zwangsläufigkeiten stilisiert werden. Der Be-
richt wird vielmehr zur Aufklärung darüber, dass Forschungsergebnisse durch eine Reihe von 
Entscheidungen zustande kommen, die sich immer dem gewählten Problem-Framing und da-
mit auch bestimmten theoretischen und methodischen Traditionen und Vorlieben verdanken. 
Um die Glaubwürdigkeit der Wissenschaft zu erhöhen, müsste es in der Praxis also darum 
gehen, in der Darstellung der eigenen Forschungsergebnisse gewissermaßen eine Landkarte 
legitimen Dissenses mitzuliefern. Das heißt, es gilt, aussichtsreiche alternative Forschungs-
wege und instruktive Minderheitenpositionen sowie verbleibende Unsicherheiten und Zonen 
des Nichtwissens in der Darstellung der eigenen Resultate immer mit zu thematisieren.

Bleibt die Frage: Welche Art von Dissens ist ein produktiver Ausgangspunkt für die be-
schriebenen Reflexionsprozesse? Mit wem sollte man sich (real oder imaginär) in Dialog 

25 Tatsächlich wird man beim Glyphosat-Beispiel gar nicht wirklich von Dissens sprechen können, weil sich die 
verschiedenen wissenschaftlichen Problematisierungsperspektiven gar nicht decken. Auf Seiten der Rezipienten 
entsteht jedoch aufgrund unterschiedlicher Problemzuschnitte der Eindruck von Beliebigkeit. Die Skandalisie-
rung von Dissens kann also durch mangelnde Einsicht in die (begründete) Vielfalt wissenschaftlicher Evidenzbil-
dungspraktiken motiviert sein. Die Politik kann, wie die Autorinnen festhalten (Barlösius und Ruffing 2019), 
diese Vielfalt strategisch nutzen: Indem ein Problem beispielsweise von der Agrarpolitik zur Umweltschutzpo-
litik verschoben wird, lässt sich steuern, welche Expertise relevant ist, welche Interessengruppen gehört werden 
müssen usw.



Alexander Bogner: Legitimer und illegitimer Dissens

66 NAL-historica Nr. 82, 49 – 69 (2023)

begeben? Im T-Mobile-Experiment stellte sich diese Frage letztlich gar nicht, weil nur wis-
senschaftliche Experten am Tisch saßen; in epistemischer Hinsicht ging es daher quasi nur 
um die feinen Unterschiede. Mit Blick auf die Legionen der Fakten- und Konsensleugner, 
der Kreationisten und Klimawandelskeptiker, ist das anders. Die großen Lösungen – im Stil 
kategorischer Abgrenzungen durch Expertenkommissionen (Collins und Evans) oder Bür-
gerinnenräte (Kitcher) – haben nicht überzeugt. Aufgrund dieser Notlage sollte man mit 
normativen Ansprüchen sparsam umgehen und eine eher pragmatische Lösung wählen. In 
diesem Sinne wird man zunächst jenen Dissens als produktiv verstehen, der die eigene Ar-
gumentation differenzierter, besser und plausibler macht. Dies lässt sich nur fallspezifisch 
entscheiden. Und man muss damit rechnen, dass diese Entscheidungen – je nach Problem-
kontext, Zeitpunkt und Wissenskultur – ganz unterschiedlich ausfallen werden. Es geht also 
nicht in erster Linie darum, ob die Positionen der Fakten- und Konsensleugner wahr sind 
oder definitiv als widerlegt gelten können. Es geht vielmehr darum, ob diese Stimmen in 
irgendeiner Hinsicht interessant, also als Anregung für die eigene Argumentation bzw. für 
eine bessere Explizierung des eigenen Standpunkts oder Weltbilds dienen können. In einer 
Hinsicht sind die oft lästigen Gegenstimmen also immer hilfreich: Sie erinnern uns daran, den 
eigenen Problemzuschnitt, implizite Prämissen und die gewählte Methodologie zu begründen 
und damit letztlich offenzulegen, worin der Mehrwert eines wissenschaftlich-disziplinären 
Weltzugangs bei der Bearbeitung des spezifischen Problems liegt.

7. Schluss

Wissenschaft und wissenschaftlicher Fortschritt leben vom Dissens, doch angesichts eines 
Dissenses, der sich geflissentlich über Fakten und gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse 
hinwegsetzt (Science Denialism), stellt sich heute verschärft die Frage nach der Legitimität 
des Dissenses. Tatsächlich wird in den Auseinandersetzungen mit den Fakten- und Konsens-
leugnern nicht einfach nur um wahr und falsch, um gute und schlechte Wissenschaft gestrit-
ten. Dies wäre für die Wissenschaft gewissermaßen nur die Fortsetzung des Normalbetriebs. 
Die gegenwärtigen Grenzziehungskonflikte drehen sich vor allem darum, welcher Dissens 
seitens der Wissenschaft überhaupt als ernstzunehmende Gegenposition berücksichtigt wer-
den soll und welche Gegenstimmen mit guten Gründen ignoriert werden dürfen. Diese Frage 
wird insbesondere in jenen Kontroversen virulent, in denen vorrangig um das bessere Wissen 
gestritten wird. Wenn es um die Bewältigung der Klimakrise geht, um den Einsatz von Pesti-
ziden in der Landwirtschaft (Glyphosat), um Grenzwerte der Feinstaubbelastung, um Risiken 
elektromagnetischer Felder (5G-Netz) oder um die Frage der richtigen Ernährung – in all 
diesen Konflikten ist wissenschaftliche Expertise die zentrale Ressource. Gestritten wird dar-
um in erster Linie um die Zuverlässigkeit von Daten, die Glaubwürdigkeit von Szenarien und 
Modellen oder die Stichhaltigkeit von Grenzwerten und Kennzahlen. Auf diese Weise wird 
der jeweilige politische Konflikt einem wissenschaftlichen Disput immer ähnlicher, und der 
starke Fokus auf das (bessere) Wissen in diesen Kontroversen setzt potenzielle Kontrahenten 
unter Druck, ihre Interessen und politischen Absichten ebenfalls in epistemischen Kategorien 
zu reformulieren (Bogner 2021).

Mit Blick auf gegenwärtige Wissenskontroversen (um Corona, das Klima oder die Risi-
ken des Frackings) ist also nicht immer leicht einzuschätzen, welcher Dissens wirklich illegi-
tim ist. Denn Dissens, der sich auf epistemischer Ebene artikuliert, kann rein strategischer Art 
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sein und nur darauf abzielen, eine politische Entscheidung zu verzögern. Außerdem hängt die 
Einschätzung, welcher Dissens legitim ist, von Zukunftserwartungen ab (zum Beispiel: wie 
viele Menschenleben gefährdet eine lasche Klimapolitik?) und natürlich von der jeweiligen 
normativen Perspektive. Wer davon ausgeht, dass ein Wachstumsregime auf Basis fossiler 
Energieträger mehr Menschenleben schützt als ein klimabewegtes Postwachstumsdenken, 
wird die Legitimität von Dissens in Klimafragen erwartungsgemäß großzügiger beurteilen. 
Bezüglich der Frage also, welcher Dissens (un-)produktiv oder (il-)legitim ist, wird man nicht 
so leicht einen Konsens finden. Dafür wäre sowohl ein weitreichender Wertkonsens notwen-
dig bzw. eine weitreichende Einigkeit innerhalb der Wissenschaft über methodologische Fra-
gen der Datenzuverlässigkeit und Dateninterpretation.

Mit diesen Problemen haben auch jene Entscheidungsmodelle für die Bestimmung (il-)
legitimen Dissenses zu kämpfen, die in diesem Beitrag vorgestellt wurden: das „Eulen-
Modell“ von Collins und Evans und das Partizipationsmodell von Kitcher. Mit Blick 
auf diese Modelle wird man wohl festhalten müssen: Eine generelle, überzeitlich gültige 
und vom konkreten Problemkontext abstrahierende Definition legitimen Dissenses wird 
es nicht geben können. Wissen und Wissenschaft sind dynamisch, d. h. unsere Vorstellung 
davon, was unter einem produktiven Dissens zu verstehen ist, variiert je nach Sachlage und 
wird sich im Lauf der Zeit ändern. So galt in der modernen Genetik die Auseinandersetzung 
mit dem Lamarckismus die längste Zeit als bestenfalls überflüssig. In jüngerer Zeit jedoch 
haben Entwicklungen im Bereich der Epigenetik die Diskussionen um die Vererbbarkeit er-
worbener und erlernter Fähigkeit unter ganz neuen Vorzeichen wiederbelebt.26 Auch wenn 
dies erwartungsgemäß nicht zur Rehabilitation seiner Evolutionstheorie führen wird, so 
werden doch Jean-Baptiste de Lamarcks (1744 –1829) Forschungsleistungen inzwischen 
differenzierter gewürdigt.

Dass die Entkräftung unliebsamen oder illegitimen Dissenses letztlich eine Frage des Ver-
trauens in die Wissenschaft ist, haben Melo-Martín und Intemann (2018) richtig gesehen. 
Allerdings kann es nicht darum gehen, eine regelrechte Vertrauensoffensive zu starten oder 
den Leuten einzureden, dass sie den (richtigen!) Experten glauben sollen. Eine solche Stra-
tegie wäre schon deshalb zweifelhaft, weil es gar kein prinzipielles Vertrauensdefizit gibt; 
vielmehr wird die Wissenschaft nur in ausgewählten, oft einschlägig politisch aufgeladenen 
Themenbereichen attackiert. Außerdem müsste eine solche Vertrauenspolitik die Unterschei-
dung zwischen legitimem und illegitimem Dissens bzw. zwischen Wissenschaft und Pseu-
dowissenschaft bereits voraussetzen. Doch es ist nur fall- und kontextspezifisch zu erklären, 
warum bestimmte Gegenstimmen abweichende, aber (un-)interessante Lesarten darstellen. 
Indem die Wissenschaft (oder im Fall einer innerwissenschaftlichen Kontroverse: ein be-
stimmtes Paradigma) am konkreten Fall nachweist, warum der eigene Problemzugang und 
die spezifische Methodologie der (außer-)wissenschaftlichen Konkurrenz überlegen ist, stärkt 
sie auch das Vertrauen.

Letztlich geht es darum, für die Auseinandersetzung mit unliebsamem Dissens die richti-
ge Ebene zu finden. Konstruktives Dissensmanagement kann sich nicht darauf beschränken, 
die Inkompatibilität bestimmter Aussagen mit wissenschaftlichen Erkenntnissen nachzuwei-
sen. Es ist nicht ausreichend, auf die wissenschaftliche Definitionsmacht oder den real exis-
tierenden Expertenkonsens hinzuweisen. Dies führt zum oben beschriebenen Trotzpositivis-
mus oder zur empirischen Konsensforschung, also zu Praktiken, die zentrale Einsichten der 

26 Spork 2011, S. 220ff.
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Wissenschaftsforschung vernachlässigen. Es muss vielmehr darum gehen, die normativen 
Quellen des Dissenses aufzuspüren. Im Vordergrund muss die Reflexion der divergierenden 
Problem-Rahmungen stehen bzw. die argumentative Begründung des eigenen Framings. Das 
heißt, es bringt meist wenig, frontal die falschen Aussagen bzw. Tatsachenbehauptungen der 
Gegenseite zu attackieren. Denn diese Attacke wird für die Öffentlichkeit nur dann als Aus-
druck überlegenen Wissens lesbar, wenn sich auf diese Weise die Überlegenheit der mit die-
sem Wissen verbundenen Werte und Weltbilder vermittelt. Eine wirkliche Entkräftung bzw. 
Delegitimierung lästigen oder ärgerlichen Dissenses funktioniert nur über den Umweg der 
Auseinandersetzung mit den normativen Prämissen der Gegenseite, mit deren Ontologie und 
Methodologie. Die Wissenschaft hat, wie erwähnt, in liberalen Demokratien kein grundlegen-
des oder generelles Vertrauensproblem. Es gibt nur das Problem, dass eine Wissenschaft, die 
im Vertrauen auf ihre gesellschaftliche Sonderstellung auf eine fallspezifische Begründung 
(il-)legitimen Dissenses verzichtet, möglicherweise nachhaltig die Vertrauensfrage aufwirft.
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